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Zur Frage der Umgehung der Wehrpflicht durch die 
Auswanderung. 


Von Dr. Leopold Preleuthner. 


Die Frage dürfte gegenüber der Wichtigkeit, welche die Erfüllung 
der Wehrpflicht von Seite der Staatsangehörigen für den Staat beſitzt, 
der Beantwortung jedenfalls nicht unwerth erſcheinen. 

Der vierte Artikel des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger erklärt in ſeinem vorletzten Abſatze die Freiheit 
der Auswanderung als von Staatswegen nur durch die Wehrpflicht 
beſchränkt. Dieſe Pflicht beginnt gemäß § 3 des Wehrgeſetzes vom 
5. December 1868 mit dem 1. Jänner des Jahres, in welchem der 
Wehrpflichtige das zwanzigſte Lebensjahr erreicht. Wenn alſo die Wehr- 
pflicht erſt mit dem Eintritte in das zu ihrer Erfüllung vorgeſehene 


Alter beginnt ſo folgt hieraus von ſelbſt, daß die Auswanderung einer 


noch nicht in dieſem Alter ſtehenden Perſon geſetzlich nicht beſchränkt iſt. 
Dies beſagt auch der den Einfluß des vorerwähnten Staatsgrundgeſetz⸗ 
Artikels auf das hiedurch ſeinem größten Theile nach alterirte Auswan⸗ 
derungspatent vom 24. März 1832 erläuternde Miniſterial⸗-Erlaß vom 
3. Juni 1868, 3. 7201, wornach nicht wehrpflichtige Perſonen 
männlichen Geſchlechtes und Frauensperſonen, welche auswandern 
wollen, die Bewilligung um die Entlaſſung aus der öſterreichiſchen 
Staatsbürgerſchaft anzuſuchen nicht mehr verpflichtet ſind, denſelben 
jedoch, weun ſie deßungeachtet um den Auswanderungsconſens ſich 
bewerben, dieſer Conſens nicht zu verweigern, ſondern in der Form 
zu ertheilen ſei, daß beſtätigt wird, der betreffende Auswanderer ſei 
aus dein öſterreichiſchen Staatsverbande 


| 
beſagt der aus Anlaß mehrfacher, in einem ſpeciellen Falle angeregten 
Bedenken in Betreff der Auswanderungsbewilligungen erfloſſene Erlaß des 
Landesvertheidigungs-Miniſteriums vom 22. Juli 1871, 3. 8088/2340 
daß Jünglinge, welche mit ihren Eltern auswandern, oder im Sinne 
des 8 174 des a. b. G. B. aus der väterlichen Gewalt, oder im Sinne des 
$ 246 des a. b. G. B. aus der vormundſchaftlichen Gewalt entlaſſen 
wurden, bis zum 1. Jänner des Ja. ves, in welchem fie in das zwanzigſte 
Lebensjahr treten, einer Auswanderungsbewilligung nicht bedürfen. Faßt 
man dieſe Directiven als ſolche ins Auge, ohne aus denſelben weitere 
Eonſequenzen zu ziehen, ſo hat es den Anſchein, als wäre durch dieſelben 
den ſtaatlichen Anforderungen auf die die Wehrpflicht betreffenden 
Leiſtungen der Staatsangehörigen vollkommen Genüge geſchehen und die 
Möglichkeit einer Umgehung der Erfüllung dieſer Pflichten durch Aus— 
wanderung ausgeſchloſſen. 

Anders ſtellt ſich jedoch die Sache dar, wenn man die reſul— 
tirenden Conſequenzen verſolgt und mit dem Geiſte der wehrgeſetzlichen 
Beſtimmungen in Vergleichung zieht. 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß eine evidente Umgehung des 
Geſetzes vorhanden iſt, wenn minderjährige Perſonen, welche das wehr— 
pflichtige Alter noch nicht erreicht haben, mit Zuſtimmung ihrer Eltern 
die Erklärung abgeben, aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande treien 
zu wollen, jedoch auch nach Abgabe dieſer Erklärung und deren behörd— 
licher Entgegennahme in ihrem öſterreichiſchen Domicile verbleiben und 
eine andere Staatsbürgerſchaft nicht erwerben. 

Dieſen Fall, welcher in Folge der Beſtimmung, daß die Aus- 
wanderung nur durch die Wehrpflicht, alſo erſt mit Eintritt des zwan— 
zigſten Lebensjahres beſchränkt ſei, ſich oftmals ereignete, um vor 
Erreichung des wehrpflichtigen Alters die Wehrpflicht zu umgehen, 
behandelt der Miniſterial-Erlaß vom 17. Juli 1870, 3. 3086, und 
erklärt eine ſolche ſimulirte Auswanderung für nichtig; denn es müſſe 
die Auswanderung thatſächlich, und zwar mit dem Vorſatze vorgenommen 
werden, nicht wieder zurückzukehren. „Wenn daher die betreffenden 
Perſonen“ ſagt der citirte Erlaß unter Anderen — „in Oeſterreich 
verbleiben und überdies den Nachweis über die Erwerbung einer 
anderen Staatsbürgerſchaft nicht beibringen, ſo kann davon keine Rede 
ſein, daß die Thatſache der Auswanderung und hiemit auch die Wirk— 
ſamkeit derſelben eingetreten ſei. Unter ſolchen Umſtänden muß auch 
die Loszählung von der Wehrpflicht in Oeſterreich entfallen.“ 

Dieſer Miniſterial⸗Erlaß, welcher einen deutlichen Beweis liefert, 
daß das Geſetz in dem gegebenen Falle nicht ſchwer zu umgehen iſt, 
verfolgt den Zweck, durch ſeinen Interpretativtenor eine ſolche Umgehung 
zu vermeiden und das Geſetz ſomit zu ergänzen. 

Nun iſt aber die beſprochene Art der Umgehung dadurch, daß 
die betreffenden Perſonen im Lande bleiben, ohne ſich auch nur zu 
einer Auswanderung in Bewegung zu ſetzen, zu ſehr in die Augen 
ſpringend und dürfte nur in den ſeltenſten Fällen ihrer zu großen 


ausgeſchieden. Desgleichen] Deutlichkeit halber ihr Ziel erreichen. 
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Wie dann aber, wenn mit einem größeren Aufwande von 
Geſchicklichkeit und mit weniger Ehrlichkeit in fraudem legis gehandelt 
wird, wenn z. B. ein Minderjähriger vor Erreichung des wehrpflichtigen 
Alters mit Zuſtimmung feiner Eltern, reſp. geſetzlichen Vertreter nicht 
nur die Erklärung abgibt, aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande 
treten zu wollen, ſondern auch thatſächlich aus wandert, die Staats⸗ 
bürgerſchaft eines anderen Staates erwirbt, nach kurzer Abweſenheit 
unter dem Vorwande inzwiſchen geänderter Verhältniſſe nach Oeſterreich 
zurückkehrt und unter dem Schutze dieſer erworbenen fremdländiſchen 
Staatsangehörigkeit der Wehrpflicht entgeht? 

Hier iſt die Umgehung des Geſetzes eine ſo geſetzmäßige, daß 
man fast nicht behaupten könnte, es liege eine ſolche vor, wenn nicht 
die Gewißheit vorhanden wäre, daß dem Handeln dolus innewohut. 
Wir kommen alſo in dieſem Falle zu dem Schluſſe, ſagen zu müſſen, 
die Handlung iſt legal, ſie entſpricht dem Geſetze; denn die Auswanderung 
iſt unter den im Geſetze vorgeſehenen Bedingungen vollzogen, der Auſ⸗ 
enthalt eines fremden Staatsaugehörigen in Oeſterreich iſt weder verboten, 
noch ſtrafwürdig — und trotz Alledem iſt ſie eine betrügliche Hand⸗ 
lung! Eine betrügliche Handlung deßhalb, weil ein Geſetz dazu benützt 
wurde, ein anderes zu umgehen. Mau mag ſagen, die Schuld liege 
am Geſetze, welches eine ſolche Umgehung ermöglicht. Dies äudert 
aber nichts an der Qualification des in Rede ſtehenden Vorganges. 

Welche Maßregeln kann nun der Staat gegenüber einem ſolchen 
Stellungsflüchtling ergreifen? Will er ihn vom Antritte eines Gewerbes 
ausſchließen, wo bei den geltenden Grundſätzen auch Ausläuder zum 
Gewerbsbetriebe im Inlande zugelaſſen werden? Will er ihm den 
Aufenthalt im Inlande verwehren, wo gemäß § 2 des Geſetzes vom 
27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, Ausländer nur dann, wenn ſich ihr 
Aufenthalt aus Rückſichten der öffentlichen Ordnung oder Sicher⸗ 
heit als unzuläſſig darſtellt, abgeſchafft werden können? Oder wollte 
er gegen ihn einſchreiten und ihn zur Erfüllung feiner Wehrpflicht 
verhalten? Dann würde er ſich gegen das Völkerrecht vergehen, da 
ihm nach dieſem gegen einen fremden Staatsbürger keine ſolche Gewalt 
zuſteht. 

Es iſt die Schwierigkeit nicht zu verkennen, welche darin liegt, 
diesbezügliche Prohibitivmaßregeln zu treffen; denn derartige Maß— 
nahmen ſind nur zu leicht geeignet, die in den Staatsgrundgeſetzen 
gewährleiſteten Freiheiten zu tangiren. 

Hingegen kann anderſeits nicht verkannt werden, daß die in 
dem Wehrgeſetze ausgeſprochene Wehrpflicht im vitalſten Intereſſe 
des Staates mit unerbittlicher Conſequenz und Strenge aufrechterhalten 
werden und jedes Mittel, derſelben in irgend einer Weiſe aus dem 
Wege zu gehen, ſchonungslos beſeitigt werden muß. 

Wenn auch der Staat die Wehrpflicht als ſolche erſt mit dem 
Eintritte des zwanzigſten Lebensjahres beginnen läßt, ſo dürfte doch 
kaum zu bezweifeln ſein, daß ein von Seite des Staates in der dem 
ſtellungspflichtigen Alter zunächſt vorangehenden Zeit erwobener An ſpruch 
auf die Erfüllung dieſer Pflicht im Geiſte des Geſetzes liege, 
da es ſonſt der vorbeſprochene Miniſterial⸗Erlaß vom 17. Juli 1870 
nicht nöthig gehabt hätte, der Umgehung der Wehrpflicht bereits vor 
Erreichung des wehrpflichtigen Alters vorzubeugen. 

Beſitzt der Staat das Recht, ſich vor einer unmittelbaren Um— 
gehung der Wehrpflicht, nämlich der Stellungsflucht, zu ſchützen, ſo 
muß ihm auch das Recht zugeſprochen werden, gegen jede mittel— 
bare Umgehung derſelben einzuſchreiten und dies um ſo mehr, wenn 
die Umgehung von der Art iſt, daß der Staat zur Heranziehung 
des Umgehers bei Eintritt der Wehrpflicht ſelbſt keine geſetz⸗ 
lichen Handhaben mehr zur Verfügung hat, wie dies bei Jemandem, 
der zu dieſem Zwecke vorher eine fremdländiſche Staatsbürgerſchaft 
erworben, der Fall iſt. Denn was wollte vorgekehrt werden, wenn 
derartige Umgehungen, welche bisher vielleicht nur ſporadiſch vorkamen, 
in Hinkunft größeren Anwerth fänden und einen epidemiſchen Charakter 
annehmen würden? Im Augenblicke gar nichts, da der Staat kraſt des 
Geſetzes nicht einmal ein Mittel beſäße, dieſelben hintanzuhalten. 

Man mag einwenden, der Staat ſei gar nicht in der Lage, im 
gegebenen Falle zur Verhinderung der Eludirung der Wehrpflicht Maß⸗ 
nahmen zu treffen, weil er bei der Auswanderung Minderjähriger, 
welche das wehrpflichtige Alter noch nicht erreicht haben, ja die Abſicht, 
wieder zurückzukehren, nicht im vorhinein zu conſtatiren im Stande 
ſei, ihnen daher die Auswanderungsbeſtätigung nicht vorenthalten könne 


und dann, wenn die Rückkehr eingetreten, über ſie als 
Staatsangehörige keine diesbezügliche Gewalt mehr beſitze. 

So richtig dieſer Einwand iſt, beſeitigt er doch nicht vollkommen 
die Möglichkeit einer Vorſorge. Denn, könnte der Staat angeſichts der 
Möglichkeit einer Umgehung der bevorſtehenden Wehrpflicht in dieſen 
Auswanderungsfällen die Auswanderungs eſtätigung nicht mit einer 
reservatio, nämlich dem Vorbehalte ertheilen, daß dieſe 
Perſonen, falls ſie vor Beendigung des Alters, in dem ſie 
hier der Wehrpflicht zu genügen hätten, zu bleibendem 
Aufenthalte zurückkehren, wie hieſige Staatsangehörige 
dieſer Wehrpflicht Folge zu leiſten haben und zu derſelben 
heranzuziehen ſind? 

Und könnten nicht zur Bekräftigung dieſes Vorbehaltes, welcher 
gegenüber der Auswanderungsbeſtätigung der Wirkſamkeit des Eintrittes 
einer Reſolutivbedingung gleichkäme, mit auswärtigen Staaten ent⸗ 
ſprechende Verträge abgeſchloſſen werden? 

Wenn der Staat mit auswärtigen Staaten zu feinem und jeiner 
Angehörigen Vortheile Verträge aller Art abſchließt, warum ſollte er 
nicht auch zu ſeinem Schutze Verträge abſchließen können, welche den 
Zweck haben, die Umgehung ſeiner Geſetze zu verhindern? 


fremde 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zuläſſigkeit der politiſchen Execution zur Hereinbringung von 
Verpflegskoſten⸗Forderungen eines öffentlichen Krankenhauſes. 


Die Kranfenhausverwaltung zu A. in Tirol ſchritt im Jahre 
1877 bei der ſteiermärkiſchen Bezirkshauptmannſchaft W. um die Be— 
treibung der für Clement R. aus H., Bezirk W., im allgem. öffentlichen 
Spitale zu A. erlaufenen Spitalsverpflegskoſten ein. 

Die Bezirkshauptmannſchaft W. erwiederte hierauf unterm 29. De⸗ 
cember 1877, daß Clement R. noch ein Vermögen von 370 fl. beſitze, 
welches als Forderung auf der Behauſung ſeines Bruders Peter R., 
Grundbeſitzers in H., haftet, dieſer aber trotz wiederholter Aufforderung 
ſich weigere, den requirirten Verpflegskoftenbetrag für Clement R. zu 
bezahlen; es ſei daher die politiſche Behörde zu executiven Schritten 
in dieſer Sache nicht competent. 

Die Krankenhausverwaltung in A. wendete ſich an die ſteier⸗ 
märkiſche Statthalterei um Veranlaſſung der politiſchen Execution poto. 
obigen Betrages. Allein dieſelbe eröffnete mit Note vom 10. Februar 
1878 der Statthalterei in Innsbruck, daß die Bezirkshauptmannſchaft 
in W. nach Vorſchrift vorgegangen ſei, da es ſich um eine Verpflich⸗ 
tung handle, die auf dem Privatrechte beruhe, und die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft W. wiederholt, obwohl vergeblich, den Schuldner zur 
Zahlung des Verpflegskoſtenbetrages aufgefordert, daher der Vorſchrift 
des Miniſterial⸗Erlaſſes vom 14. December 1872, 3. 16.961, ent- 
ſprochen habe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 27. November 
1878, 3. 14.641, dem dagegen ergriffeuen Recurſe der Gemeinde A. 
als Eigenthümer der dortigen allgemeinen öffentlichen Krankenanſtalt 
Folge zu geben nnd anzuordnen befunden, daß zur Hereinbringung des 
für Clement R. in der allgem, öffentlichen Krankenanſtalt zu A. er⸗ 
laufenen Verpflegskoſtenbetrages gegen Clement R. beziehungsweiſe rück⸗ 
ſichtlich ſeiner Vermögensobjecte die Execution auf Grund des § 3 der 
kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, durch⸗ 
zuführen iſt. M. 


Fall zur Beleuchtung der Momente der Nachſichtgewährung we⸗ 
gen Nichtausübung eines der im § 60, Alin. 2 der Gew. ⸗Ordg. 
bezeichneten Gewerbe durch länger als ſechs Monate. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 7. December 1878, 
3. 13.793, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern findet dem Miniſterialre⸗ 
eurſe der Emanuela K. in P. gegen die gleichlautenden Entſcheidungen 
des Magiſtrates in P. vom 6. Februar 1878 und der k. k. böhmiſchen 
Statthalterei vom 10. April 1878, mit welchen die der Recurrentin 
mit dem Beſcheide des Magiſtrates von P. vom 20. December 1875 
ertheilte Conceſſion zum Betriebe des Gaſt⸗ und Schankgewerbes in P. 
wegen Ausſetzung des Gewerbsbetriebes durch mehr als ſechs Monate 


auf Grund des § 60, Abſ. 2 der Gewerbeordnung zurückgenommen 
wurde, Folge zu geben, die Zurücknahme der Gewerbsconceſſion zu be⸗ 
heben und dem P.'er Magiſtrate die inſtanzmäßige Amtshandlung über 
das Anſuchen der Emanuela K. um die Genehmigung des Betriebes 
ihres Gaſt⸗ und Schankgewerbes in dem Haufe No. C. 1035—1 in P. 
aufzutragen, da nach den vorliegenden Acten Emanuela K. den Betrieb 
ihres Gaſt⸗ und Schankgewerbes in P. nur aus dem Grunde ausgeſetzt 
hat, weil die von ihr angezeigte Uebertragung dieſes Gewerbes aus 
555 Hauſe No. C. 495 — J in das Haus No. C. 1034 — II mit dem Beſcheide 

es Ber Magiſtrates vom 22. Mai 1876 nicht genehmigt wurde und 
ſe kein anderes zum Gewerbsbetriebe geeignetes Locale zur Verfügung hatte, 
Emanuela K. nach der Ausſetzung ihres Gewerbsbetriebes auch weiterhin 
die Erwerbſteuer von dieſem Gewerbe entrichtet hat und mit dieſer Steuer 
noch vorgeſchrieben iſt und da Localverhältniſſe, welche die Entziehung der 
Conceſſion im Sinne des § 60 der Gew.-Ord. erheiſchen würden, nicht 
geltend gemacht werden und in dem bezogenen Pharagraphe der Gewerbs⸗ 
behörde die Zurücknahme der Gewerbsconceſſion nur facultativ einge⸗ 
räumt iſt.“ 


Friſt zur Hinterlegung eines Pflicht⸗Exemplares. (§ 17 P. ©.) 


Ferdinand B., Eigenthümer, Herausgeber und Drucker der periodi⸗ 
ſchen Zeitſchrift „Bote von der Eger uud Biela“ in Brüx, wurde mit Urtheil 
des ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichtes zu Brüx vom 28. Mai 1878, Z. 1001 
St., der Uebertretung des 8 17 des Preßgeſetzes aus dem Grunde 
ſchuldig erkannt, weil am 17. April 1878 Exemplare der Nr. 31 
dieſer Zeitſchrift behufs Abſendung an auswärtige Abonnenten bereits 
um 7 Uhr Früh zur Poſt gegeben und von dort um 8 Uhr wirk⸗ 
lich verſendet wurden, während das Pflicht⸗Exemplar dieſer Nummer 
bei der Staatsanwaltſchaft erſt um 8 / Uhr Morgens hinterlegt wor⸗ 
den iſt. (Der Bezirkshauptmannſchaſt iſt dasſelbe um 8 Uhr Morgens 
zugekommen.) An dieſen thatſächlichen Annahmen hielt auch das Kreis⸗ 
gericht zu Bruͤx ſeſt, als es über Berufung des Verurtheilten mit der 
Angelegenheit befaßt war. Von der Erwägung geleitet, daß das Geſetz 
durch die im § 17 des Preßgeſetzes vorkommenden Worte „zugleich 
mit dem Beginne der Austheilung oder Verſendung“ keineswegs einen 
blos momentanen, der Fortſetzung unfähigen Zeitpunkt fixiren wollte, 
daß vielmehr der Ausdruck „Beginn“ dem Sprachgebrauche nach etwas 
Duratives bezeichnet und daß ſelbſt, abgeſehen von dem möglichen 
Variiren der Uhren und dem Unterſchiede in den zurückzulegenden 
Wegen, die Zeitdifferenz zwiſchen der Poſtaufgabe und der Hinterlegung 
der Pflicht⸗Exemplare eine geringfügige iſt, hat es mit dem Erkennt⸗ 
niſſe vom 31. Juli 1878, 3. 2738 St., den Angeklagten deſſenunge⸗ 
achtet freigeſprochen. Gegen dieſe Freiſprechung kehrt ſich die von der 
Generalprocuratur angebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des 
Geſetzes. Bei der öffentlichen Verhandlung des Caſſationshofes, welche 
unter dem Vorſitze Seiner Excellenz des Senatspräſidenten v. Napa⸗ 
diewiez am 28. Februar 1879 vorgenommen wurde, bemerkte General⸗ 
advocat Cramer zur Begründung der Beſchwerde: „Der § 17 des 
Preßgeſetzes beſchreibt eine dem Drucker auferlegte Verpflichtung. Von 
der Perſon des Druckers ausgehend, muß demnach der Begriff der 
Austheilung oder Verſendung, wovon in dieſer Geſetzſtelle die Rede iſt, 
in's Auge gefaßt werden. Es bleibt dann nicht zweifelhaft, daß die 
eben erwähnten Acte der Verbreitung ($ 6 P. G.) zur Vollendung 
gelangt ſind, ſobald der Drucker die Druckſchrift entweder ſelbſt an 
einen Abonnenten oder Colporteur behändigt, oder an von ſeinem Drucker⸗ 
locale räumlich getrennte Anſtalten oder Perſonen, welchen die Weiter- 
beförderung obliegt, übermittelt hat. Mit dem Beginne der Verbreitung 
ſoll aber, wie das Geſetz verlangt, die Hinterlegung des Pflicht-Exem⸗ 
plares, d. i. die wirkliche Uebergabe desſelben an die Behörde, der 
Zeit nach zuſammenfallen. Sinn und Tragweite dieſer geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung iſt unſchwer aufzufinden. Mit dem Beginne der Verbreitung 
tritt die durch den Inhalt der Druckſchrift begründete . Hand⸗ 
lung aus dem Stadium des Verſuches in das der Vollendung. In dem⸗ 
ſelben Augenblicke wird die Gegenwirkung der Straf⸗ und Sicherheits⸗ 
behörden, welche vorher noch eine präventive geweſen wäre, zu einer 
repreſſiven. Der Beginn dieſer repreſſiven Thätigkeit iſt abhängig davon, 
daß die zu derſelben berufenen Behörden vom Inhalte der Druckſchrift 
Kenntniß erlangen. Wenn nun das Preßgeſetz von 1862 in dieſem 
Punkte den Uebergang von Präventiv- zum Repreſſivſyſteme dadurch 
markirte, daß es im Gegenſatze zur Preßordnung von 1852, welche 
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(§ 3) die Hinterlegung „ſpäteftens eine Stunde vor der Hinausgabe 
oder Verſendung“ gefordert hatte, vorſchreibt, daß ſie „zugleich mit 
dem Beginne der Austheilung oder Verſendung“ erfolgen müſſe, fo iſt 
klar, daß die Hinterlegung eben in jenen Moment fallen ſollte, wo die 
ſtrafbare Handlung vollendet iſt, und daß die Repreſſion in demſelben 
Augenblicke, wo ſie begrifflich beginnen kann, auch factiſch ermöglicht 
werden ſoll. Darauf deutet auch das Wort „zugleich“, welches der 
analogen Beſtimmung des Preßgeſetzes von 1849 (8 16: „bei Ber 
ginn“) ſehlt. Darauf weist endlich der klare Zweck der Anordnung des 
Geſetzes, durch welche ermöglicht werden ſoll, daß der Veröffentlichung 
von Druckſchriften ſtrafbaren Inhaltes durch rechtzeitige Beſchlagnahme 
Einhalt gethan werde. — Die Nutzanwendung auf den gegebenen Fall 
liegt zu Tage. Eine Auslegung, der es zuläſſig ſcheint, daß die Hin⸗ 
terlegung des Pflicht⸗Exemplares der Poſtaufgabe nachfolge, kann offen⸗ 
bar nicht richtig ſein.“ 

Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Caſſationshof hat mit Plenar⸗Ent⸗ 
ſcheidung vom 28. Februar 1879, 3. 12.968, zu Recht erkannt: „Durch 
das Erkenntniß des k. k. Kreis- als Berufungsgerichtes in Brüx v. 31. Juli 
1878, 8. 2738 St., wiefern dadurch Ferdinand B. von der Anklage 
wegen der Uebertretung des §S 17 P. G. freigeſprochen wurde, iſt das 
Geſetz verletzt worden“. — Gründe: 


„. . . Wenn auch der Begriff „Beginn“ alle Stadien umfaßt, 
welche der Vollendung einer Handlung vorangehen, ſo iſt doch jener 
Begriff auch ſchon mit dem Anfange der wirklichen Ausführung der 
Handlung gegeben (§ 8 St. G.). Sobald Exemplare der Zeitſchrift zur 
Poſt gegeben waren, war mit der Verſendung begonnen. Dieſer Beginn 
hat nach dem Sinne des Geſetzes der Zeit nach mit der Hinterlegung 
der Pflicht⸗Exemplare zuſammenzufallen. Die Kenntniß von dem Inhalte 
der Druckſchrift ſoll nämlich der Behörde raſch und zu einer Zeit zu⸗ 
geführt werden, wo der größeren Verbreitung noch vorgebeugt werden 
kann, und es erſcheint ein Gebot des öffentlichen Intereſſes, daß die ge⸗ 
ſetzlichen Friſten ſtreng zugehalten werden. Der ſtrafgerichtlichen Verant⸗ 
wortung wird vorgebeugt, wenn mit der Austheilung oder Verſendung 
der Druckſchriſt innegehalten wird, bis die Beſtätigung der Hinterlegung 
der Pflicht⸗Exemplare vorliegt. Zu bemerken kommt, daß im vorliegen⸗ 
den Falle die Verſpätung in der Hinterlegung der Pflicht⸗Exemplare 
auf das Variiren der Uhren nicht zurückgeführt wird. Die Freiſprechung 
des Ferdinand B. entſpricht demnach nicht dem Geſetze und dies war 
in Anwendung der §88 33 und 292 St. P. O. auszuſprechen.“ 


Nur den von einem Reale zu entrichtenden Realſteuern, nicht aber 
auch den zur Deckung der CTommunalbedürfniſſe dienenden „Zins⸗ 
kreuzern“ oder ſonſtigen Perſonalſteuern kommt das im Hofdecrete 
vom 16. September 9825, Nr. 2132, normirte geſetzliche Pfand⸗ 
recht zu Statten, das ſelbſt gegen einen nachfolgenden Beſitzer 
wirken würde. (§ 33 c a. G. B. G.; $450 a. b. G. B.) 


In erſter Inſtanz wurde auf Grund des Rückſtandsausweiſes des 
ſtädtiſchen Kammeramtes Linz vom 27. Juni 1878 die Einverleibung 
des Pfandrechtes auf das dem B. gehörige Haus in Linz zu Gunſten 
der Stadtgemeinde Linz für die rückſtändigen Steuern der Jahre 1876 
und 1877 pr. 71 fl. 28 kr. bewilligt. In dem erwähnten Rückſtands⸗ 
ausweiſe war rückſichtlich der rückſtändigen Gemeindeumlagen der C. 
(Vorbeſitzer des Hauſes) als Zahlungspflichtiger bezeichnet. Das Haus 
war im Executionswege verkauft worden, von B. erſtanden und demſelben 
am 21. Februar 1878 eingeantwortet. 


Auf den von B. ergriffenen Recurs wurde die Verfügung der 
erſten Inſtanz vom Obergerichte dahin abgeändert, daß die Einverleibung 
des Pfandrechtes bewilligt werde bezüglich der rückſtändigen Hauszinsſteuer 
ſammt Verzugsziuſen pr. 53 fl. 99 kr., daß dagegen die Einverleibung 
nicht bewilligt werde bezüglich der Zinskreuzer pr. 15 fl. 40 kr., der 
Erwerbfteuer pr. 1 fl. 32 kr. und der Einkommenſteuer pr. 57 kr., 
„weil die betreffende Realität nur rückſichtlich der Hauszinsſteuer ohne 
Rückſicht auf den jeweiligen Eigenthümer verhaftet iſt, daher auch nur 
rückſichtlich dieſer Steuer auf Grund obigen Rückſtandsausweiſes nach 
§ 33 des Grundbuchsgeſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 95, 
mit der Einverleibung des Pfandrechtes vorgegangen werden konnte, 
den Zinskreuzern dagegen, ſowie der Erwerb⸗ und Einkommenſteuer 
als Perſonalſteuern kein geſetzliches Pfandrecht auf der Realitat zukommt“. 
— Gegen die Entſcheidung des Obergerichtes wurde, inſofern die Ein⸗ 


verleibung des Pfandrechtes für die Zinskreuzer abgewieſen wurde, 
von der Gemeinedevorſtehung Linz der Reviſionsrecurs ergriffen. 
Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
8. Jänner 1874, Z. 13.522, die Entſcheidung der zweiten Inſtanz, „weil 
die ſogenannten Zinskreuzer eine die Miethparteien als Beitragsleiſtung 
zur Deckung der allgemeinen Communalbedürfniſſe treffende Umlage 
ſind, zu deren Bemeſſung der Miethzins, den ſie zahlen, als Maßſtab 
benützt wird, und die Einführung der Uebung, ſie durch die Hauseigen⸗ 
thümer einheben und abführen zu laſſen, dieſe Umlage nicht zu einer 
auf dem Haufe haſtenden Steuerſchuldigkeit macht, noch ein Geſetz be⸗ 
ſteht, vermöge deſſen die Verantwortlichkeit des Hauseigenthümers für 
die bezügliche Einhebung und Abführung als einer ohneweiters und 
ohne Rückſicht auf mittlerweilige Beſitzveränderungen dem unbeweglichen 
Gute anklebende Laſt und darauf ſichergeſtellt zu verbleiben hätte.“ 
Ger. Ztg. 


Geſetze und Verordnungen. 


Erlaß der k. k. u. ö. Statthalterei vom 27. Jänner 1879, 3. 2273, betreffend 
die Rachweiſe, welche von minderjährigen ungariſchen Staatsangehörigen behufs 
Zulaſſung zur Eheſchließung in Oeſterreich beizubringen ſind. 

In Folge einer vorgekommenen Anfrage in Betreff der Nachweiſe, die 
von minderjährigen ungariſchen Staatsangehörigen behufs Zulaſ⸗ 
fung zur Eheſchließung in Defterreich beizubringen find, wurden im Wege des 
k. k. Juſtizminiſteriums Aufklärungen über den Stand der diesfälligen ungariſchen 
Legislative bei dem königlich ungariſchen Juſtizminiſterium eingeholt. 

Nach dieſen Auskünften iſt zur Ausſtellung rechtsgiltiger Zeugniſſe über 
die Zuläſſigkeit der durch ungariſche Staatsangehörige im Auslande abzuſchließen⸗ 
den Ehen, beziehungsweiſe zur Ausſtellung der durch das Hofdeeret vom 
22. December 1814, Nr. 1118 J. G. S., geforderten Zeugniſſe über die per⸗ 
ſönliche Fähigkeit zur Eingehung einer giltigen Ehe ausſchließlich das k. unga⸗ 
riſche Miniſterium für Cultus und Unterterricht berufen (Verorduung des k. 
ungariſchen Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 19. October 1876, 
Z. 24.077). 

In derartigen Zeugniſſen wird ſowohl die perſönliche Fähigkeit des unga⸗ 
riſchen Staatsbürgers, welcher im Auslande eine auch in Ungarn giltige Ehe 
eingehen will, wie auch der Umſtand beſtätigt, ob der Betreffende dem § 44 
des ungariſchen Wehrgeſetzes (G. A. XL vom Jahre 1868) entſprechend eine 
Ehe einzugehen berechtigt iſt. 

Die Einrichtung des politiſchen Eheconſenſes beſteht in Ungarn nicht. 

Belangend ſpeciell die Frage, in welchen Fällen nach ungariſchem Rechte 
ein Minderjähriger, welcher ſich verehelichen will, der Zuſtimmung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters und der Bewilligung der Vormundſchaftsbehörde bedarf, dann 
welche Behörde zur Ertheilung dieſer Bewilligung berufen ſei, wurde ſeitens des 
k. ungariſchen Juſtizminiſteriums Folgendes eröffnet: 

Minderjährige, welche eine Ehe zu ſchließen beabſichtigen, bedürfen hiezu 
im Allgemeinen ſowohl der Zuſtimmung der Vormundſchaft wie auch der Geneh⸗ 
migung der Vormundſchaftsbehörde, wenn diesbezüglich zwiſchen der Vormund— 
ſchaft und den Eltern, beziehungsweiſe zwiſchen den Verwandten und dem Min⸗ 
derjährigen eine Verſtändigung nicht zu Stande kommt; ferner hat der Vormund 
die Genehmigung der Vormundſchaftsbehörde zu erbitten, wenn ein minderjähriger 
Jüngling, welcher das 18. Jahr, wie auch, wenn ein minderjähriges Mädchen, 
welches das 16. Jahr noch nicht zurückgelegt hat, eine Ehe eingehen will; bezüg⸗ 
lich eines duſch Minderjährige abzuſchließenden Ehepactes hat der Vormund die 
Genehmigung der Vormundſchaftsbehörde in jedem Falle zu erbitten. (Videatur 
P. 5 des § 113, G. A. XX vom Jahre 1877.) 

Laut & 147 des ſoeben bezogenen Geſetzartikels macht die Einwilligung 
der Anverwandten die vormundſchaftsbehördliche Genehmigung entbehrlich, wenn 
ein unter Vormundſchaſt oder Curatel ſtehender Jüngling über 18 Jahre oder 
ein Mädchen über 16 Jahre eine Ehe eingehen. Ebenſo iſt die vormundſchafts⸗ 
behördliche Genehmigung beim Beſtande eines Familienrathes in dem Falle 
entbehrlich, wenn ein unter Vormundſchaft oder Curatel ſtehender Jüngling 
über 18 Jahre oder ein Mädchen über 16 Jahre eine Ehe eingehen wollen, da 
laut 8 155 des G. A. XX vom Jahre 1877 der Vormund oder Curator und 
der Präſident des Familienrathes diesbezüglich zu verfügen berechtigt ſind. 

Die Agenden der Vormundſchaftsbehörde werden nach § 176 des bezo⸗ 
genen Geſetzartikels in erſter Inſtanz durch die Waiſenſtühle der Municipien 
und der Städte mit geordnetem Magiſtrate und ausnahmsweiſe durch die 
der Gemeinden ausgeübt. 
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Dieſe ausnahmsweiſe Berechtigung zur Ausübung der vormundſchafts⸗ 
behördlichen Agenden wird einzelnen hiezu geeignet erkannten Gemeinden vom 
k. ungariſchen Miniſterium des Innern verliehen. 

Ueber Recurſe gegen die Beſchlüſſe der Waiſenſtühle der Municipien und 
der Städte mit geordnetem Magiſtrate entſcheidet in zweiter und dritter In⸗ 
ſtanz der municipale Verwaltungsausſchuß und reſpective das Miniſterium des 
Innern, bezüglich der Beſchlüfſe der als Vormundſchaftsbehörde fungirenden Ge⸗ 
meinden iſt in zweiter Inſtanz der municipale Waiſenſtuhl und in dritter 
der municipale Verwaltungsausſchuß zur Entſcheidung berufen. 

Hievon wird die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Folge Erlaſſes des Herrn 
k. k. Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. November 1878, Nr. 18.104, 
zur Darnachachtung mit dem Beifügen verſtändigt, daß von dieſen, ſeitens des 
k. ungariſchen Juſtizminiſteriums ertheilten Auskünften unter Einem die deiden 
hierländigen Ordinariate, der k. k. evangeliſche Oberkirchenrath und die Vorſtande 
der altkatholiſchen, der iſraelitiſchen und griechiſch⸗orientaliſchen Cultusgemeinde 
zu Wien, endlich das griechiſch⸗katholiſche Pfarramt zu St. Barbara in Wien 
mit dem Erſuchen in die Kenntniß geſetzt werden, den mit der Vornahme von 
Trauungen betrauten Organen zu erinnern, daß ſie die perſönliche Fähigkeit 
ungariſcher Staatsbürger zur Eheſchließung auf Grund der beizubringenden 
Ausweiſe auf das genaueſte zu prüfen, ſich jede Beſchränkung dieſer Fähigkeit, 
gleichviel ob ſie auf Satzungen des bürgerlichen Rechtes oder auf Beſtimmungen 
politiſcher, polizeilicher, militäriſcher, überhaupt öffentlich rechtlicher Natur beruht, 
ſtreng gegenwärtig zu halten und im Falle des Vorhandenſeins einer ſolchen Be⸗ 
ſchränkung ihre Mitwirkung unbedingt, und zwar ſowohl dann, wenn das unga⸗ 
riſche Geſetz den Ehewerber immerwährend oder zeitlich zur Eheſchließung über⸗ 
haupt unfähig erkennt, als auch dann, wenn es nur die Eingehung der Ehe mit 
einer beſtimmten Perſon verwehrt, zu verlangen haben. Weiters ſind die erwähn⸗ 
ten Organe beſonders darauf aufmerkſam zu machen, daß in den Fällen, wo die 
von minderjährigen ungariſchen Nupturienten beigebrachten vormundſchaftsbehörd⸗ 
lichen Bewilligungen von Gemeinden ausgeſtellt ſind, ſtets noch die Erbrin⸗ 
gung des Nachweiſes zu fordern ſein wird, daß der betreffenden Gemeinde die 
bezügliche ausnahmsweiſe Berechtigung durch das k. ungariſche Miniſterium des 
Innern zuerkannt worden iſt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Finanzminiſteriums 
Ritter v. Neubauer anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei das 
Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den im Finanzminiſterium in Verwendung ſtehenden 
Oberſinanzrath Karl Huber und den Oberfinanzrath der Finanzlandesdirection 
in Innsbruck Joſef Schuck zu Sectionsräthen des Finanzminiſteriums ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur des Hauptmünzamtes Arnold v. Veſt 
tarfrei den Titel und Charakter eines Bergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Anton 
Müller taxfrei den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär des Finanzminiſteriums mit 
dem Titel und Charakter eines Sectionsrathes Ludwig Malfatti v. Rohren⸗ 
bach anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter 
Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Dr. Alexander Sotto, bisherigem Botſchafts⸗ 
und Conſulargerichtsarzte in Conſtantinopel, anläßlich deſſen Penſionirung den 
Tttel eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 5 

Seine Majeſtät haben den o. 6. Profeſſor Hofrath Dr. Karl Langer 
zur außerordentlichen Verwendung in das Miniſterium für Cultus und Unter- 
richt berufen. 

Seine Majeſtät haben dem Dr. Joſef Mitſcha Ritter v. Mährheim 
den Titel eines Regierungerathes verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Dr. Ferdinand 
Eberle zum Bezirkshauptmanne im Herzogthume Salzburg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Rechnungsrevidenten Anton Kopitar 
zum Rechuungsrathe bei der Klagenfurter Landesregierung ernannt. 


Das Grundbuchs⸗Geſetz vom 25. Juli 1871 
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